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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Regelung 
der Bezüge und der sozialen Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland 
dienstlich verwendeten Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle 


Europäische Gemeinschaften 

Der Rat 


Übersetzung 


Schreiben: des Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 

Herrn Frangois-Xavier ORTOLI 

vom: 7. Dezember 1973 | 

an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn I 

Ivar N0RGAARD 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung 

der Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der in der Bun- 
desrepublik Deutschland dienstlich verwendeten Atomanlagenbedien- 
steten der Gemeinsamen Forschungsstelle i 


Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen im Hinblick auf einen Beschluß gemäß Artikel 94 der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten einen Vorschlag für 
eine Verordnung (Euratom) des Rates „zur Änderung der Regelung der Bezüge 
und der sozialen Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich 
verwendeten Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle'' zu 
übermitteln, mit der den örtlichen Gepflogenheiten Rechnung getragen werden 
soll. 


Die zusätzlichen Ausgaben aufgrund der Änderungen belaufen sich auf 9500 
RE für das Haushaltsjahr 1973 und betreffen 56 Atomanlagenbedienstete. 

Die Kommission würde es begrüßen, wenn so bald wie möglich ein Beschluß 
gefaßt werden könnte. 


(Schlußformel) 

Anlage: Dok. KOM(73)2080 


gez. Fran(;:ois-Xavier ORTOLI 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21/36 35 51 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Europäi- 
schen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedin- 
gungen für die sonstigen Bediensteten dieser Ge- 
meinschaften sowie zur Einführung von Sondermaß- 
nahmen, die vorübergehend auf die Beamten der 
Kommission anwendbar sind^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung Nr. 558/73 ^), insbesondere auf 
Artikel 3 sowie auf Artikel 94 der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch Verordnung (Euratom) Nr. 9/ 
65^), zuletzt geändert durch die Verordnung (Eur- 
atom) Nr. 2010/73^), die Regelung der Bezüge und 
der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbedienste- 
ten der Gemeinsamen Forschungsstelle in der Bun- 
desrepublik Deutschland festgelegt. 

Die im Rahmen des Bundesangestelltentarifver- 
trags und des Manteltarifvertrags für Arbeiter des 
Bundes erfolgten Gehaltserhöhungen rechtfertigen 
eine Änderung der Verordnung Nr. 9/65/Euratom - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 3 Buchstabe c wird der Satzteil „eine 
Sondergratifikation in Höhe von 66 2/3 v. H. des 
monatlichen Grundgehalts" durch „eine Sondergra- 
tifikation in Höhe eines monatlichen Grundgehalts" 
und der Betrag von „30 DM" durch den Betrag von 
„50 DM" ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt un- 
mittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 28. April 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 
vom 25. März 1965, S. 718/65 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 206 
vom 27. Juli 1973, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. Januar 1974 - 1/4 - 680 70- E- Be 47/74: 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben des Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 7. Dezember 1973 dem Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften ist 
nicht vorgesehen. 
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